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Ute Frevert

Politisch fühlen
Eine Geschichte von Chancen und Risiken

Derzeit ist viel und häufig von einer Emotionalisierung der Politik 

die Rede. Der rechte Populismus, heißt es, ersetze Argumente 

durch Gefühle und trage einen neuen, emotional expressiven Ton 

in politische Debatten und Entscheidungen. Gemeint sind vor 

allem negativ getönte, destruktive Gefühle wie Hass, Ressenti­

ment, Verachtung und die ihnen folgenden Praktiken sozialer De­

mütigung und radikaler Exklusion. All das füge der Demokratie 
Schaden zu und gefährde ihre Zukunft.

An dieser Beobachtung ist manches richtig. Trotzdem möchte 

ich den Chor der Emotionskritiker nicht vergrößern. Er ist mir zu 

einstimmig und auch zu voreilig. Stattdessen biete ich sieben The­
sen an, die das Verhältnis von Politik und Gefühl historisch kontex- 

tualisieren und zeitgenössisch einordnen.
Emotionen in der Politik, so die erste These, sind nichts wirklich 

Neues. Seit der griechischen Antike spielt die Appellation an Ge­

fühle für demokratische Politik eine große, die öffentliche Zustim­

mung des Demos kanalisierende und fördernde Rolle. Jeder Red­

ner, lesen wir bei Aristoteles, sei gut beraten, in seinen Zuhörern 

bestimmte Gefühle zu wecken, seien es der Zorn oder Hass auf 

einen Gegner oder das Mitgefühl mit jemandem, der unter einer 
schlechten Regierung leidet. Ansätze einer Gefühlspolitik lassen 
sich später auch im Absolutismus finden, obwohl der eigentlich 

gar nicht auf die Gunst seiner Untertanen angewiesen war. In dem 

Maße jedoch, wie Zustimmung und Mitwirkung der Regierten kon­

stitutionell in die Regierungsforrn eingelassen wurden, standen 
auch Gefühle dauerhaft und strukturimmanent auf der politischen

1O1



Tagesordnung. Schon die Liberalen des frühen 19. Jahrhunderts 
berichteten von leidenschaftlichen Parteikämpfen, die in den Par­

lamenten der jungen Verfassungsstaaten ausgefochten wurden. 

Noch heftiger, agonaler und lauter wurden die Kämpfe, als die bür­

gerliche Honoratiorenpolitik im Zeichen des allgemeinen Männer­
wahlrechts an Bedeutung verlor. Das lässt sich bereits im späten 19. 

und frühen 20. Jahrhundert beobachten, vor allem aber während 

der Weimarer Republik. Die scharfe politische Polarisierung trug 

Leidenschaften auf die Straße, wo sie nicht selten gewaltsame 

Formen annahmen. Aber auch totalitäre Regime mobilisierten 

Gefühle - positive, wie die Liebe zu Volk und Vaterland und das 

Vertrauen in »Väterchen Stalin«, ebenso wie negative: Hass gegen 

vermeintliche Verräter und Volksfeinde, Ekel gegen sogenannte 

Parasiten und Volksschädlinge. Sogar die frühe Bundesrepublik, die 
sich, in Absetzung vom Nationalsozialismus, gern als nüchtern und 

emotionsfrei verstand, praktizierte Formen emotionaler Ansprache 

und schürte Furcht vor dem Kommunismus.

Die Emotionalisierung der Politik hat also eine lange Tradition. 

Ihre Aufgabe, so die zweite These, besteht darin, Bürger an eine Par­
tei oder eine Regierung zu binden beziehungsweise gegen sie in 

Stellung zu bringen. Solche Positionierungen lassen sich durch 

den Appell an kognitiv abrufbare Interessen nur bedingt erreichen. 

Gefühle wurzeln tiefer, verknüpfen sich mit individuellen Erfah­
rungen, Lebenserzählungen und Sehnsüchten. Sie sind zudem 

schneller erregbar, was sie manipulationsanfällig macht. Zugleich 

fällt es schwer, sie dauerhaft zu stabilisieren oder für längere Zeit 

auf einem hohen Agitationsniveau zu halten. Ressentiment kann 

als »heimlicher Groll« lange vor sich hin köcheln. Lautstarke Em­

pörung dagegen ist an kürzere Zeitrhythrnen gebunden, erschöpft 

sich an sich selber. Wer Gefühle als Mittel politischer Bindung nut­

zen und instrumentalisieren will, muss sich dieser Rhythrnisie- 

rung bewusst sein. Er oder sie weiß auch, dass hochgeputschte 

Gefühle, vor allem negative, kompromiss- und verständigungs-
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bereite Kommunikation verhindern. Eben das unterscheidet die 

Weimarer Republik bislang von der Bundesrepublik: Während die 
Weimarer Parteien noch keine Erfahrung mit demokratischen Ver­

fahren hatten und ihre Lust auf Kompromisse entsprechend gering 
ausgeprägt war, hatten die bundesdeutschen Parteien genug Zeit, 

Demokratie aktiv zu lernen. Damit verbunden war eine emotionale 

Abrüstung, die das agonale Freund-Feind-Denken schrittweise aus 

der Politik verbannte - allerdings nie in toto, wie man etwa bei den 

Debatten über die Ostverträge merkte.

Die meisten Beispiele, die bislang für eine Emotionalisierung 

der Politik angeführt wurden, lassen sich, These Nummer drei, 
einem Top-down-Muster zuordnen. Politische Akteure - der atti­

sche Redner, der absolutistische Fürst, sozialistische Volkstribune 
wie Ferdinand Lassalle und August Bebel bis zu faschistischen 

»Führern« wie Adolf Hitler und Benito Mussolini - verhalten sich 
gegenüber ihren Zuhörern, Anhängern oder Wählern wie Gefühls­

manager. Sie rufen Emotionen auf und lenken sie auf bestimmte 
Themen, Personen oder Gruppen. Hitlers Konzept »politischer 

Reklame« als Kunst emotionaler Beeinflussung und Überzeugung 
richtete sich bewusst und gezielt »an die Masse« und deren »ge­

fühlsmäßige Empfindung«. Große Versammlungen, effektvoll 

organisiert, sollten bei den Teilnehmenden einen »suggestiven 

Rausch« erzeugen und sie »zum Glied einer Gemeinschaft« ma­
chen. Nach 1945 fanden solche inszenierten Vergemeinschaftun­

gen wenn überhaupt, dann nur noch im Osten des Landes statt. Ob 

sie dort tatsächlich rauschhafte Begeisterung weckten, bleibt frag­

lich. Aber noch im Oktober 1989 marschierten über hunderttau­

send fackeltragende FDJ-Mitglieder zum 40. Jahrestag der DDR auf 
und spürten, so ein junger Reporter der Berliner Zeitung, »Gänse­

haut und Verpflichtung« beim Singen der internationale. Die Bun­

desrepublik hatte für politische Gemeinschaftsgefühle mit »Fah­

nenwäldern, Trommelwirbeln und Hochrufen« keine Verwendung. 

Emotionalisierte Großveranstaltungen wanderten hier aus der
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Politik aus und in die Unterhaltungsbranche ein, Stichwort Fuß­

ballspiele und Popkonzerte. Selbst ein charismatischer Politiker 
wie Willy Brandt, dem in den 1960er Jahren viele Herzen zuflogen, 

hielt bei öffentlichen Auftritten das »Jubelbedürfnis« seiner An­
hänger in Schach und baute, wie Journalisten beobachteten, 

»Dämme gegen den Enthusiasmus«.
Diese Beobachtung über Jubelbedürfnisse und ihre Dämme 

führt zur vierten These. Sie lautet: Politische Emotionen werden 
nicht nur top-down generiert, durch Propaganda mit oder ohne 

Massensuggestion. Vielfach sind sie bottom-up getrieben. Anstatt 

bloß auf emotionale Anreize von oben zu reagieren, pflegt das de­

mokratische Wahlvolk durchaus eigene Gefühle. Seit Bürger und 

Bürgerinnen darum kämpfen, an politischer Kommunikation und 

Entscheidung beteiligt zu werden, entdecken und erproben sie sich 

als politisch denkende und fühlende Wesen. Je mehr sie gewahr 
werden, dass und wie Politik ihr Leben und dessen Rahmenbedin­

gungen prägt, desto engagierter bringen sie ihre Wünsche und 

Anliegen zur Sprache. Politik - als öffentliche Auseinandersetzung 

darüber, wie Menschen ihr Zusammenleben gestalten und regeln 

wollen-kann damit per definitionem nicht emotionsfrei sein. Das 
zeigt sich besonders dann, wenn moralische Postulate verhan­

delt werden. Freiheit, Menschenwürde, Gerechtigkeit, Solidarität, 

Rechtsgleichheit und Gleichberechtigung der Geschlechter. Solche 

für liberale Demokratien maßgeblichen Werte sind gefühlsmäßig 
stark besetzt. Was Werte von Normen unterscheidet, sind hohe 

emotionale Intensität und freiwillige Bindung. Wird ein Wert ver­
letzt, reagiert man empört und verteidigt ihn mit Leidenschaft. 

Wertbasierte Politik lädt also geradewegs dazu ein, Gefühle zu ha­

ben und zu äußern. Das lässt sich in der frühen Arbeiterbewegung 
ebenso nachzeichnen wie in den sozialen Bewegungen der 1980er 

Jahre: dem Feminismus, der Ökologiebewegung, der Anti-AKW- 
Bewegung, der Friedensbewegung. Das damals populäre Konzept 

der »Basisdemokratie« war mit Gefühlen nicht nur kompatibel,
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sondern nobilitierte sie ausdrücklich als Motiv, sich politisch zu 

engagieren. Als besonders mobilisierungsfähig und als legitime 

Quelle politischen Engagements erwies sich das Gefühl der Angst. 

Menschen bekannten sich zu ihrer Angst, schämten sich ihrer 

nicht und ließen sich auch nicht als Angsthasen verspotten. Sie 

akzeptierten Angst als eine positiv gestaltende Kraft, die zu Wider­
stand und Protest ermunterte, erwarteten Antworten auf ihre 

Angstgefühle und setzten das politische System damit unter Zug­

zwang. Als 1981 auf dem Hamburger Kirchentag ein Schüler zum 

damaligen Bundeskanzler sagte: »Ihre Politik macht mir Angst«, 

verschlug es Helmut Schmidt die Sprache.

Dass Gefühle im letzten Drittel des 20. Jahrhunderts basis­

demokratisch politisiert und politikfähig wurden, hat - These Num­

mer fünf - verschiedene Gründe. Einer davon ist die Aufwertung, 

die Gefühle in der »therapeutischen Ära« erlebten. Der Boom des 

Therapiemarktes reichte weit in die bürgerliche Mitte der Gesell­

schaft hinein. Die Botschaft war immer die gleiche: Vertraue dei­

nen Gefühlen, höre auf sie. Gefühle galten als unverfälscht und 

nicht korrumpierbar; sie entstünden, hieß es, spontan und anar­

chisch, ließen sich nicht an die Kandare nehmen und seien deshalb 

verlässliche Marker unserer wahren Bedürfnisse und Befindlich­

keiten. Das ist selbstverständlich ein Mythos. Aber es war und ist 

ein einflussreicher Mythos, der der Nobilitierung der Emotionen 

in der Politik Vorschub leistete. Ein weiterer Grund liegt in dem 

etwa zeitgleichen Zerfall parteilich oder konfessionell gebundener 

sozialmoralischer Milieus. Tradierte politische Zuordnungen ent­

lang einer ideologisch polarisierten Klassenlinie verloren ihre Ba­

sis und Evidenz, und die neuen sozialen Bewegungen waren damit 

nicht mehr zu greifen. Atommüll, Aufrüstung, Waldsterben, Um­

weltverschmutzung, Frauendiskriminierung betrafen alle. Aus 

dieser Erfahrung entstand ein breites Bewusstsein bürgerschaft- 
licher Verantwortung und Zuständigkeit, das sich im Begriff der 

Bürger- oder Zivilgesellschaft niederschlug. Darin ging es um
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ownership und empowerment, um Selbstaktivierurig und Selbst­

wirksamkeit. Die Parteiendemokratie galt vielen als abgehoben 
und auf taktische Machtspiele konzentriert, wohingegen sich Men­

schen für das einsetzen wollten, von dem sie sich persönlich und 

vor Ort »betroffen« fühlten. Mit im Betroffenheitsboot segelten 

starke Gefühle: Empathie und teilnehmende Sorge, Achtsamkeit, 

Respekt und Vertrauen. Letztgenanntes wechselte vom vertikalen 

Führervertrauen zum horizontalen, wechselseitigen Bürgerver­
trauen und wurde damit zum demokratischen Gefühl par excel- 

lence. Bei der ideologiefernen Neuordnung des politischen Feldes, 

wie sie seit den 1970er Jahren stattfand, spielten solche demokratie­
tauglichen Gefühle eine tragende und konstitutive Rolle.

Herausgefordert, so die sechste These, sah sich die wohltempe­

rierte Gefühlspolitik der liberaldemokratischen Bürgergesellschaft 

zunächst nur von randständigen radikalen Gruppen. Dazu gehören 

militante Linksextreme und Autonome, die ihre »Wut« gegen ka­

pitalistische Ausbeutung ebenso gewaltsam wie medienwirksam 

in Szene setzen. Besonders eindrücklich taten sie das bei ihrem 

»Welcome to Hell«-Auftritt 2017 anlässlich des Hamburger G20- 

Gipfels. Auch die wiederholten Brandanschläge auf Autos in man­

chen Berliner Bezirken gehen auf das Konto dieser Wütenden. 
Demgegenüber fordern Rechtsextreme irn Internet dazu auf, bei 

linken und liberalen »Volksverrätern die Wut rauszulassen«, und 

schrecken vor Mord nicht zurück. Angriffe auf Migranten und 
Flüchtlingsheime sollen ausdrücken, was »Menschen mit Ängsten 
und Sorgen« vorgeblich empfinden. Wird auf »Ängste und Sorgen« 

seitens der »Systemparteien« nicht angemessen geantwortet, ver­

wandeln sich diese Gefühle in handgreifliches Ressentiment gegen 
»die Eliten«, die »das Volk« nicht verstehen (wollen). Dafür steht - 

pars pro toto - der 2015 auf einer Dresdner Pegida-Demonstration 
mitgeführte und für Angela Merkel und Sigmar Gabriel bestimmte 
Galgen. Solche widerwärtigen Erscheinungen können eine funk­

tionierende Demokratie nicht ernsthaft beschädigen, solange sie
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sich am Rande der Gesellschaft bewegen. Problematisch wird es, 
wenn sie vom Rand in die Mitte rücken. Eben das war in den letzten 
fünf Jahren zu beobachten und eng mit dem Aufstieg der AfD ver­
knüpft. Diese vor allem in Ostdeutschland erfolgreiche Partei ord­

net zwar, anders als die NSDAP am 9. November 1938, den »Volks­

zorn« nicht an. Aber sie deckt, billigt und legitimiert ihn, so dass er 

sich zunehmend ungenierter gebärden kann. Zu den beliebtesten 
Rechtfertigungsstrategien gehört das Opfer-Narrativ, das auch in 

anderen Kreisen hohe Wertschätzung genießt. Regelmäßig insze­
nieren sich rechtsextreme Parteigänger und »Identitäre« als Opfer 

ihrer Hassobjekte. Wer sich von globalen Jetsettern, arroganten 
Besserwessis, selbstbewussten Frauen in Medien und Politik gering 
geschätzt, verachtet, gedemütigt fühlt, sieht sich befugt, selber zu 

demütigen. Als ehrenwerte Widerstandskämpfer gegen einen an­
geblich totalitären linksliberalen Mainstream spielen sich mittler­
weile sogar männliche Leser bürgerlicher Qualitätszeitungen auf, 

wenn sie missliebige Positionen in misogyner Fäkalsprache kom­

mentieren.
Wie lässt sich, letzter Punkt, diese Lust an zerstörerischen Ge­

fühlen in der politischen Kommunikation einhegen? Zunächst ist 

daran zu erinnern, dass sich die weitaus meisten Bundesbürger 
und -bürgerinnen von solchen Gefühlen und Praktiken fernhalten. 
Viele setzen klare Zeichen und Grenzen, wenn sie gegen Hass und 

Gewalt auf die Straße gehen. Ob ein »linker Populismus«, wie ihn 
die französische Politikwissenschaftlerin Chantal Mouffe empfahl, 

ein effektives und akzeptables Rezept gegen die rechte Gefühls­

offensive wäre, ist fraglich. Mouffe - und zeitweise auch Mitglieder 

der deutschen Linkspartei - wollten den »populistischen Moment« 
von links einfangen und »Affekte in Verteidigung von Gleichheit 

und sozialer Gerechtigkeit« mobilisieren. Das klang schön, hat 

aber, wie man in Frankreich sieht, seine Tücken. Denn wer den 

Teufel mit dem Beelzebub austreiben will, bemüht die gleichen 

emotional überdrehten, in Freund-Feind-Bildern schwelgenden
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Vereinfachungs- und Zuspitzungsstrategien. Die Verliererin eines 

solchen Wettstreits steht dabei von vornherein fest: die liberale 

Demokratie. Sie ist auf klare Positionierungen ebenso wie auf 

Verständigungswillen angewiesen, respektiert Meinungspluralität 
und vereinigt Mehrheitsentscheidungen mit Minderheitenschutz. 

Ihr Problem ist, dass die Ergebnisse eines derart offenen kommu­
nikativen Projekts kaum jemanden wirklich zufriedenstellen. Kri­

tik und Enttäuschungen sind vor- und einprogrammiert. Umso 
wichtiger ist es deshalb, die Verfahren der Demokratie so trans­

parent und lebendig, so inklusiv und partizipativ wie möglich zu 

gestalten. Gerade weil die politischen Karten immer wieder neu 

gemischt werden und Mehrheiten wechseln, müssen politische 

Akteure auf allen Ebenen - wie der Soziologe und liberale Demo­
krat Max Weber vor einem Jahrhundert formulierte - mit »leiden­

schaftlicher Hingabe« um die mehrheitsfähige Position streiten 

und kämpfen.

Ihre »heiße Leidenschaft« aber ist, siebte These, zivilgesell­

schaftlich einzubetten. Demokratie bedeutet, das Gegenüber nicht 

als Feind anzusehen, sondern als Gegner. Feinden begegnet man 

mit Hass und Vernichtungswillen, Gegner wollen respektiert und 

gehört werden. Um sie zu überzeugen, braucht es wechselseitiges 
Vertrauen, das im Gespräch miteinander gebildet und stabilisiert 

wird. Solche Gespräche sind nicht einfach. Sie verlangen allen Teil­

nehmenden viel ab: Offenheit, Langmut, Verständnis, Menschen­

freundlichkeit und den Verzicht auf Selbstgerechtigkeit und All­
wissenheit. Bevor man selber redet, muss man zunächst einmal 

zuhören - in der Familie, in der Schule, am Arbeitsplatz, im Sport­
verein, im Kirchenchor und nicht zuletzt in den repräsentativ zu­

sammengesetzten Bürgerräten, wie sie als neues Gefäß demokra­
tischer Deliberation derzeit erprobt werden. Ängste und Sorgen 
lassen sich nicht durch Stereotype und Feindbilder bannen, son­

dern durch Begegnungen und Auseinandersetzungen auf Augen­

höhe mit dem, wovor man sich fürchtet. Dabei kann und soll es
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durchaus leidenschaftlich zugehen, denn Leidenschaft bürgt für 

den Wert dessen, worüber gestritten wird. Auch rote Linien sind 

wichtig, denn nicht alles ist verhandelbar. Zu eng dürfen die Gren­

zen des Fühl- und Sagbaren jedoch nicht gezogen werden, und der 

moralische Hochsitz sollte leer bleiben. Statt identitätspolitische 

Empfindlichkeiten zu pflegen und sich in festen Stellungen zu 
vergraben, wäre es sinnvoller, über biografische Erfahrungen zu 

sprechen, die uns »am Herzen« liegen und unsere Einstellungen 
begründen. Denn es sind gerade persönliche, gefühlsaffine Erzäh­

lungen, die Distanz in Nähe, Misstrauen in Vertrauen verwandeln 

können - und der Demokratie damit eine Zukunft geben.


